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BERATUNGSVERLAUF UND BESCHLÜSSE: 

 

1. Bericht über die Einschau in die Gebarung durch den Prüfungsausschuss am 
18.03.2024  

 
Sachverhalt: 
 
Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat wie folgt: 
 
Vom Prüfungsausschuss wurde am 18.03.2024 eine angesagte Prüfung der Gemeindegebarung 
durchgeführt. 
Bei dieser Prüfung wurden folgende Punkte geprüft: 
 

• Rechnungsabschluss für das Jahr 2023 

• Müllgebühr für Klein(st)unternehmer 

• Terminisierung der Prüfungsausschusssitzungen 

• Allfälliges; 
 
Die Obfrau des Prüfungsausschusses wird um Verlesung des Berichtes gebeten. 

 
  



 
Beschluss: 
 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 18.03.2024 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!   



 
2. Genehmigung des Rechnungsabschlusses für das Finanzjahr 2023  
 
Sachverhalt: 
 

Die Obfrau des Prüfungsausschusses berichtet wie folgt: 
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit:  
 

Finanzierungshaushalt Einzahlungen: € 4.263.209,72 
                                     Auszahlungen: € 4.387.304,95 
                                                                          -124.095,23 
                      -Rücklagenzuführung                      -1.143,00 
                     +Rücklagenentnahme                 +125.238,23 
 

Ergebnis nach Berücksichtigung der 
Rücklagenbuchung    €               0,00 
 
 

Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit: 
 

Im Bereich der Mieteinnahmen gibt es einen Überschuss in Höhe von € 3.031,37. Dieser wird nicht 
der Rücklage zugeführt, sondern verbleibt in der operativen Gebarung. Da keine Rücklage aus 
2022 vorhanden ist, kann das offene Projekt Arztpraxis über € 65.426,39 erst 2024 bzw. 2025 
ausfinanziert werden. 
 

Bei der Abfallbeseitigung entstand ein Überschuss von € 6.451,07, der in der operativen Gebarung 
verbleibt. 
 

Beim Betrieb der Wasserversorgung beträgt der Verlust € 10.411,38. Dieser Abgang kann nicht 
mit Betriebsüberschüssen gedeckt werden und verbleibt ebenso in der operativen Gebarung. Die 
Gebühr wurde für 2024 erhöht! Die Anschlussgebühren wurden der Rücklage zugeführt. 
 

Die Abwasserbeseitigung verzeichnet erstmalig einen Verlust über € 37.388,49. Dieser wird mit 
dem Betriebsüberschuss aus 2022 ausgeglichen. 2023 ist erstmalig die Summe der Tilgungen und 
Zinsen der Darlehen höher als die dafür erhaltenen Schuldendienstersätze. 
2024 sollen daher Darlehen mittels Sondertilgungen frühzeitig getilgt werden. Die Mittel dafür wer-
den aus den gebildeten ABA-Rücklagen der Schuldendienstersätze verwendet.  
Mit den Anschlussgebühren erfolgte, wie bei der Wasserversorgung, ebenfalls eine Rücklagenbil-
dung. 
Die Projekte Glasfaseranschluss Schule und Erweiterung Kindergarten Gruppe 3 konnten abge-
schlossen und mit allgemeinen Haushaltsrücklagen ausfinanziert werden. 
 

Vermögensstand per 31.12.2023 €  3.007.645,19 
Veränderung gegenüber 31.12.2022 €  -141.641,11 
       

Schuldenstand per 31.12.2023 €        3,914.097,72  
Haftungen per 31.12.2023 €     170.570,90 
 

Der vorliegende Rechnungsabschluss wurde vom Prüfungsausschuss am 18. März 2024 geprüft. 
 
 

Beschluss: 
 

Der vorliegende Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2023 einschließlich der Vermögens- und 
Schuldenrechnung, gegen welchen während der öffentlichen Auflage keine Einwände vorgebracht 
wurden, wird gemäß § 93 der OÖ. Gemeindeordnung 1990, i.d.g.F., genehmigt. 
 
 

Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen!   



 
3. Genehmigung des Rechnungsabschlusses der VFI & Co KG für das Finanzjahr 2023  
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende unterrichtet den Gemeinderat wie folgt: 
 
Der Rechnungsabschluss der VFI Reichraming und Co KG für das Finanzjahr 2023 musste im 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit über Einnahmen € 7.544,51 und Ausgaben € 10.785,27 
mit einem Verlust von € 3.240,76 abgeschlossen werden.  
 
Die Auflösung der KG wurde 2023 durchgeführt und sämtliche Vermögenswerte in die Buchhaltung 
der Gemeinde übernommen. 
 
 
Beschluss: 
 
Der vorliegende Rechnungsabschluss der KG für das Jahr 2023 wird in der vorliegenden Fassung 
vom Gemeinderat genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 
4. Kenntnisnahme des Berichtes der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land über die Prü-

fung des Rechnungsabschlusses für das Jahre 2022  
 
Sachverhalt: 
 
Bürgermeister Schwarzlmüller berichtet wie folgt: 
 
Der vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 29.03.2023 beschlossene Rechnungsabschluss für 
das Finanzjahr 2022 wurde der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land zur Prüfung vorgelegt. Dieser 
wurden im Sinne der Bestimmungen des § 99 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. auf 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie dahingehend überprüft, ob sie den hier-
für geltenden Vorschriften entsprechen. 

 
Das Ergebnis der Prüfung ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Eine Kopie des Prüfungs-
berichtes ist an alle GR-Fraktionen ergangen. 
 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wurde einstimmig verzichtet! 
 
Der vorliegende Bericht soll vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bericht der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land über die Prüfung des Rechnungsabschlusses 
der Gemeinde Reichraming für das Finanzjahr 2022 vom 19.01.2024, Zahl: BHSEGem-2023-
23816/91-LHU wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  

 
  



 
5. Festsetzung der Tarife für Inserate in der Gemeindezeitung  
 
Sachverhalt: 
 
Die Obfrau des Prüfungsausschusses informiert wie folgt: 
 
Der Prüfungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 19.09.2023 beschlossen, dass in Zukunft Firmen 
in der Gemeindezeitung Inserate schalten können. 
 
Vom Prüfungsausschuss wurden Tarife von Nachbargemeinden erhoben und verglichen.  
 
Der Prüfungsausschuss hat daher folgenden Tarifvorschlag beschlossen: 
 
     Heimische Firmen     Auswärtige Firmen 
1/8 Seite:   € 20,00    € 40,00 
1/4 Seite:   € 30,00   € 50,00 
1/3 Seite:   € 40,00   € 60,00 
1/2 Seite:   € 50,00   € 70,00 
 
 
Beschluss: 
 
Die Tarife für Inserate in der Gemeindezeitung werden wie folgt festgelegt. 
 
     Heimische Firmen     Auswärtige Firmen 
 
1/8 Seite:   € 20,00    € 40,00 
1/4 Seite:   € 30,00   € 50,00 
1/3 Seite:   € 40,00   € 60,00 
1/2 Seite:   € 50,00   € 70,00 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
  



 
6. Feuerwehrgebühren - Beschlussfassung Feuerwehrgebührenordnung  
 
Sachverhalt: 
 
GV Kautsch verliest den Amtsvortrag wie folgt: 
 
Seit Inkrafttreten des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 (kurz: Oö. FWG 2015) kann gemäß dessen 
§ 6 Abs. 5 die Gemeinde für Leistungen der Berufsfeuerwehren und der Freiwilligen Feuerwehren, 
die gemäß § 6 Abs. 1 kostenersatzpflichtig sind, eine Gebührenordnung beschließen und die 
Kostenersätze mit Bescheid vorschreiben.  
Am 13.12.2016 wurde erstmalig eine solche Feuerwehr-Gebührenordnung vom Gemeinderat er-
lassen. Seitdem haben insbesondere Erfahrungen aus der Praxis und Kostensteigerungen Ände-
rungen erforderlich bzw. zweckmäßig gemacht. 
 
Auf folgende Änderungen wurde insbesondere Bedacht genommen. 
 
➢ Anpassung der Höhe der Gebührensätze an die – vom Oö. Landes-Feuerwehrverband er-

stellte – Feuerwehr-Tarifordnung (= Richtsätze für die Verrechnung häufiger anfallender pri-
vatrechtlicher Leistungen; aktualisierte Fassung, gültig ab 1. Jänner 2024);  

 

➢ Streichung nicht erforderlicher bzw. potenziell irreführender Bestimmungen (insbesondere die 
Hinweise auf § 6 Abs. 2 und 3 Oö. FWG 2015);  

➢ Anpassung der Diktion zur besseren Unterscheidung von der Feuerwehr-Tarifordnung;  

 

Die Verordnungsermächtigung des § 6 Abs. 5 Oö. FWG 2015 ist ausdrücklich auf § 6 Abs. 1 leg. 
cit. beschränkt. Die bescheidmäßige Vorschreibung von Kostenersätzen für Leistungen von Be-
rufsfeuerwehren und Freiwilligen Feuerwehren, die gemäß § 6 Abs. 2 und 3 leg. cit. kostenersatz-
pflichtig sind, ist daher nach dem Oö. FWG 2015 nicht vorgesehen. In diesen Fällen hat zunächst 
eine Rechnungslegung und bei Nichtbegleichung die Geltendmachung auf dem Zivilrechtsweg zu 
erfolgen.  
Deswegen und in Anbetracht der weiteren vorgenommenen Änderungen, Anpassungen und Er-
gänzungen wird auch im Sinne eines formal zweifelsfrei korrekten Vollzugs der Feuerwehr-Gebüh-
renordnung vom Land OÖ empfohlen, die Feuerwehr-Gebührenordnung neu zu erlassen. 
 
Der vorliegenden und allen Fraktionen zugestellten Feuerwehr-Gebührenordnung (Anlage 1) soll 
deshalb zugestimmt werden. 
 
 
Beschluss: 
 
Die vorliegende neue Feuerwehr-Gebührenordnung der Gemeinde Reichraming (Anlage 1) wird 
vollinhaltlich genehmigt!  
 
Mit Inkrafttreten der neuen Tarifordnung 2024 tritt die bisherige Tarifordnung 2016 vom 13.12.2016 
außer Kraft. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
  



 
7. Übertragung einzelner Angelegenheiten der örtlichen Straßenpolizei vom Gemeinderat 

auf den Bürgermeister nach der StVO 1960 - Übertragungsverordnung  
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende unterrichtet den Gemeinderat wie folgt: 
 
Grundsätzlich ist der Gemeinderat für die Erlassung der Verordnungen für Verkehrsbeschränkun-
gen nach der Straßenverkehrsordnung zuständig. Nach § 43 der OÖ. Gemeindeordnung kann der 
Gemeinderat Angelegenheiten der örtlichen Straßenpolizei mit Verordnung dem Bürgermeister 
übertragen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit gelegen ist. 
Da immer öfter im Zuge von Baumaßnahmen, Veranstaltungen udgl. entsprechende Verordnun-
gen erforderlich sind, wäre es nach den jetzigen Bestimmungen erforderlich, dass jede Verordnung 
der Gemeinderat erlässt.  
 
Aufgrund der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit sollen diese Aufgaben dem Bürger- 
meister übertragen werden.  
 
Der vorliegenden und allen Fraktionen zugestellten Verordnung (Anlage 2) soll deshalb zugestimmt 
werden. 
 
 
Beschluss: 
 
Die vorliegende Verordnung (Anlage 2) mit welcher einzelne Angelegenheiten der örtlichen Stra-
ßenpolizei vom Gemeinderat auf den Bürgermeister nach der StVO 1960 übertragen werden, wird 
vollinhaltlich beschlossen.  
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 
8. Neuerlassung der Sitzungsgeldverordnung  
 
Sachverhalt: 
 
Vizebürgermeisterin Schwaiger führt wie folgt aus: 
 

Aufgrund von Änderungen in der Oö. Gemeinde-Bezüge-Novelle 2018 gelten neue Richtlinien für 
die Festsetzung von Sitzungsgeldern für die Mandatare und Mandatarinnen. Aus diesem Grund 
soll eine neue Sitzungsgeldverordnung erlassen werden. 
Eine entsprechende Verordnung wurde vorbereitet und lautet wie folgt: 
 

Verordnung 
 

des Gemeinderats der Gemeinde Reichraming vom 27.03.2023 betreffend die Festsetzung eines 
Sitzungsgelds für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeindevorstands, des Gemeinderats und 
der Ausschüsse. Aufgrund § 34 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91, idgF., wird ver-
ordnet: 
 

§ 1 
Anspruchsberechtigte 

 

(1) Für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeindevorstands, des Gemeinderats und der Aus-
schüsse haben Mitglieder des Gemeindevorstands und Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Gemein-
derats Anspruch auf ein Sitzungsgeld. 
(2) Ausgenommen vom Anspruch auf ein Sitzungsgeld sind Mitglieder des Gemeindevorstands 
und Mitglieder des Gemeinderats, denen eine Aufwandsentschädigung nach den Bestimmungen 
des § 34 Abs. 1 bis 4 Oö. Gemeindeordnung 1990 oder ein Bezug im Sinne des Oö. Gemeinde-
Bezügegesetzes 1998 gebührt. 
 

§ 2 
Höhe des Sitzungsgelds 

 

(1) Das Sitzungsgeld beträgt für Sitzungen des Gemeinderats, des Gemeindevorstands und der 
Ausschüsse generell 1 % des Bezugs der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gemäß § 2 
Abs. 1 Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998. 
 

§ 3 
Auszahlung 

 

Das Sitzungsgeld wird halbjährlich im Nachhinein bis spätestens 10. des darauffolgenden Monats 
ausbezahlt. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten alle bisherigen Verordnungen des Gemeinderats 
betreffend die Festsetzung von Sitzungsgeldern für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeinde-
vorstands, des Gemeinderats sowie der Ausschüsse außer Kraft. 
 
 

Beschluss: 
 
Die vorliegende Verordnung betreffend Festlegung der Sitzungsgelder (Anlage 3) wird vollinhaltlich 
beschlossen! 
 
 

Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!   



 
9. Agenda Zukunft - Beschlussfassung Zukunftsprofil  
 
Sachverhalt: 
 
Bürgermeister Schwarzlmüller: 
Dieser Tagesordnungspunkt soll auf die nächste Gemeinderatsitzung vertagt werden, da noch ein 
paar Punkte geklärt werden sollen. 
 
 
Vize-Bgm.in Schwaiger stellt den Antrag, diesen Tagesordnungspunkt auf die nächste Gemeinde-
ratssitzung zu vertagen. 
 
 
Beschluss: 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wird auf die nächste Gemeinderatssitzung im Juni vertagt! 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!   



 
10.  WVA BA 08 EKW – Vereinbarung über den Grundtausch für den Bau des Hochbehälters 
 
Sachverhalt: 
 

Der Bürgermeister teilt folgendes mit: 
 

Für die Übernahme bzw. Erweiterung der Wasserversorgung im Bereich der EKW-Siedlung ist der 
Bau eines Hochbehälters notwendig. Der Hochbehälter wird am südwestlichen Ende des Grund-
stückes mit der Nr. 731 KG Arzberg errichtet. Laut Plan werden ca. 315 m² Grund benötigt. 
 

Mit dem Grundbesitzer des vorgesehenen Standortes wurde vereinbart, dass ein Grundtausch 
erfolgen soll. 
Die benötigte Fläche soll mit einer Teilfläche des Öffentlichen Gutes GSt.Nr. 810 KG Arzberg 
(1164 m²) getauscht werden. 
 

Das tatsächliche Ausmaß der beiden Flächen wird erst nach Fertigstellung des Hochbehälters mit-
tels Vermessung festgestellt und im Anschluss daran wird der Grundtausch durchgeführt.  
 

Zu diesem Zweck soll die vorliegende Vereinbarung mit dem Grundbesitzer abgeschlossen 
werden. 
 

Die Vereinbarung (Anlage 4) wurde allen Fraktionen übermittelt. 
Auf eine vollinhaltliche Verlesung wird einstimmig verzichtet! 
 

Der Vorsitzende stellt somit folgenden Antrag. 
 
 

Beschluss: 
 

Der vorliegenden Vereinbarung (Anlage 4) über den Grundtausch für die Errichtung des neuen 
Hochbehälters wird zugestimmt. 
 

Der Bürgermeister wird zur Unterzeichnung der Vereinbarung ermächtigt. 
 
 

Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 

Der Antrag wird einstimmig angenommen – Ein Gemeinderat nahm wegen Befangenheit nicht an 
der Abstimmung teil!  



 
11. Auflassung einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Parz. 810, KG Arzberg - Grundsatz-

beschluss  
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende berichtet wie folgt: 
 
Wie unter TOP 10 berichtet, soll für den Bau des Hochbehälters für die benötigte Fläche ein Grund-
tausch erfolgen. 
 
Dazu soll eine Teilfläche des öffentlichen Gutes Parz. Nr. 810 KG Arzberg (1164 m²) aufgelassen 
werden. 
 
Da dieser Bereich keine Bedeutung für die Allgemeinheit mehr hat, soll die Teilauflassung des 
öffentlichen Gutes in diesem Bereich beschlossen werden.  
 
Die von der Auflassung betroffene Teilfläche reicht vom Beginn der Parzelle Nr. 810 bei der 
Sattlerstraße bis zur nördlichen Grenze der Parz.Nr. 729 und 730.  
Ein Lageplan der gegenständlichen Teilfläche (rot gekennzeichnet) sowie die Vermessungs- 
urkunde GZ 14878/18 wurde allen Fraktionen übermittelt. 
 
Die Auflassung dieser Fläche wurde im Jahr 2018 bereits beantragt. Damals wurde dies vom Ge-
meinderat aufgrund eines Einspruches des Grundnachbars am Ende abgelehnt. 
 
Die Fläche wird bereits seit mehr als 30 Jahren nicht mehr benutzt und hat auch keine Bedeutung 
für den Gemeingebrauch mehr! 
Aufgrund des jetzigen öffentlichen Interesses (Bau Hochbehälter) soll diese Teilfläche des öffent-
lichen Gutes Nr. 810 KG Arzberg aufgelassen werden! Darum soll das Verfahren erneut eingeleitet 
werden. 
 
Bürgermeister Schwarzlmüller stellt folgenden Antrag: 
 
 
Beschluss: 
 
Der Teilauflassung des öffentlichen Gutes Parz.Nr. 810 KG Arzberg vom Bereich Beginn Parzelle 
Nr. 810 bei der Sattlerstraße bis zur nördlichen Grenze der Parz.Nr. 729 und 730 KG Arzberg lt. 

Vermessungsurkunde vom 20.11.2018 (1164 m²) wird grundsätzlich stattgegeben. 
 
Vom Gemeindeamt wird das notwendige Verfahren eingeleitet. 
 
Die Verfahrens- und Vermessungskosten werden von der Gemeinde getragen. 
 
Das Grundstück soll mit der Grundfläche, welche für den Bau des Hochbehälters benötigt wird, 
getauscht werden. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird mit 
 
17 JA-Stimmen   
 
0 Gegenstimmen  
 
1 Stimmenthaltungen   
 
mehrheitlich angenommen – Ein Gemeinderat nahm wegen Befangenheit nicht an der Abstimmung 
teil!  



 
12. Ansuchen SV Reichraming um Förderung für die Sanierung der Flutlichtanlage  
 
Sachverhalt: 
 
GV Brandner verliest den Amtsvortrag wie folgt: 
 
Der SV Reichraming hat um Förderung für die Sanierung der Flutlichtanlage angesucht! 
 

 
 
Beschluss: 
 
Dem Ansuchen des Sportvereins Reichraming wird nicht stattgegeben. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen – Ein Gemeinderat nahm wegen Befangenheit nicht an 
der Abstimmung teil!  



 
13. Projekt Photovoltaik - Kläranlage  
 
Sachverhalt: 
 
GV Staudinger-Becher teilt Folgendes mit: 
 
Der Gemeinderat hat am 28.06.2023 die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen 
Gebäuden grundsätzlich beschlossen und die Ausarbeitung eines Konzeptes an den Ausschuss 
für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophenschutz übertragen. 
 
Mittlerweile hat sich aufgrund des Agenda-Prozesses eine Arbeitsgruppe Energie gebildet. Die Ar-
beitsgruppe erstellt gerade gemeinsam mit der SPES ein Konzept der Bürgerbeteiligung für die 
Finanzierung von Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen Gebäuden. 
 
Der Ausschuss für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophenschutz 
schlägt vor, dass die Errichtung einer Photovoltaikanlage bei der Kläranlage ohne einer Bürgerbe-
teiligung durchgeführt werden soll. Darum sollen anhand der Analyse von Herrn Hutsteiner Ange-
bote für die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf dem Dach der Kläranlage eingeholt werden, 
damit abgeklärt werden kann, ob eine Finanzierung durch die Gemeinde möglich ist. 
 
Die Angebote sollen bei regionalen Firmen eingeholt werden (Kerbl, Guttmann, Solarfocus, 
Koppenberger, Hutsteiner) 
 
 
Beschluss:  
 
Vom Gemeindeamt sollen anhand der Analyse von Herrn Hutsteiner Angebote für die Errichtung 
einer Photovoltaikanlage auf dem Dach der Kläranlage eingeholt werden. Anschließend berät der 
Ausschuss für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und Katastrophenschutz 
über die Angebote und schlägt den Gemeinderat die weitere Vorgehensweise (Vergabe, Finanzie-
rung,...) vor. 
 
Die Angebote sollen bei regionalen Firmen eingeholt werden (Kerbl, Guttmann, Solarfocus, 
Koppenberger, Hutsteiner) 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
 
  



 
14. Flächenwidmungsplan Nr. 3 – Änderung Nr. 3/31(GSt.Nr. 54/5, 54/6, 55/5, 55/6 und123/1 

KG Arzberg) - Beschluss  
 
Sachverhalt: 
 
GR Kalkhofer berichtet wie folgt: 
 
Die Einleitung des Verfahrens wurde am 29.09.2022 durch den Gemeinderat beschlossen. Auf-
grund der Einbindung der zugekauften Fläche wurde am 28.06.2023 der Planentwurf beschlossen. 
 
Die Umwidmung betrifft die Grundstücke Nr. 54/5, 54/6, 55/5, 55/6 und123/1 KG Arzberg. Die der-
zeit bestehenden Widmungen sollen von Grünzug (Grünland) bzw. Land- und Forstwirtschaft Öd-
land mit technischer Widmung Bundesstraße auf Betriebsbaugebiet umgewidmet werden. 
 
Die Verständigung aller maßgeblichen Behörden und Stellen gem. § 33 Abs. 2 des Oö. Raumord-
nungsgesetzes 1994 erfolgte am 09.11.2022 bzw. am 26.09.2023 für den abgeänderten Plan.  
 
 
Folgende Stellungnahmen sind rechtzeitig eingegangen. 
 
 
Stellungnahme Land Oö. Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung, 
Abteilung Raumordnung, GZ: RO-2022-791319/14-Kam vom 23.11.2023 
 

 
 
 
 
 
Stellungnahme Land Oö. Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, Abteilung Umwelt-, Bau- und 
Anlagentechnik, GZ: UBAT-2017-41816/17-Sj/Kb vom 22.11.2023  

 



 

 
 

Stellungnahme Netz Oö (Strom) vom 14.11.2023  
 
 
 
 
 
 

 



 

 
 

 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahmen beziehen sich auf die 30 KV-Leitung. Es wurde mit der Netz Oö GmbH und 
der Fa. Lottmann abgeklärt, dass wenn notwendig, die Fa. Lottmann die Ersatzverkabelung wie 
gefordert, durchführt. Dies wird der Fa. Lottmann im Zuge des Bauverfahrens seitens der Baube-
hörde vorgeschrieben. Sollte die Fa. Lottmann keine Ersatzverkabelung durchführen, so ist eine 
neuerliche Änderung des Flächenwidmungsplanes notwendig, in dem eine Schutz- und Pufferzone 
eingetragen wird.  
Diese Vorgehensweise wurde von unserem Ortsplaner in Absprache mit der Netz Oö. vorge- 
geben. 
 
Seitens des Landes OÖ. Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, Sachverständiger für Natur- und 
Landschaftsschutz, des Landes OÖ. Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, Abteilung Wasser-
wirtschaft, des Landes OÖ Direktion Straßenbau u. Verkehr, Abteilung Gesamtverkehrsplanung 
und öffentlicher Verkehr, der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land (forstfachliche Stellungnahme) 
und der Wirtschaftskammer, bestehen keine Einwände gegen den Bebauungsplan. 
 
Die Anrainer und Eigentümer wurden mit der Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme eben-
falls rechtzeitig (12.12.2023) verständigt. Es wurden keine Einwände vorgebracht.  
 
Nach der Behandlung der Stellungnahmen durch den Gemeinderat ist nun vom Gemeinderat die 
Änderung des Flächenwidmungsplanes zu beschließen. 
 
 
 
 



 
Beschluss:  
 
Die Änderung Nr. 3/31 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3 laut Plan vom 04.10.2022 geändert am 
22.05.2023 der lassy architektur + raumplanung ZT-GmbH, 4060 Leonding (Anlage 5) wird be-
schlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 
15. Bebauungsplan Nr. 11 für den Bereich der GSt.Nr. 55/5, 55/6, 54/6, 54/5 KG Arzberg - 

Beschluss  
 
Sachverhalt: 
 
GR Kalkhofer informiert wie folgt: 
 
In der Sitzung des Gemeinderates vom 28. April 2022 wurde bereits die Einleitung des Verfahrens 
beschlossen. Der Planentwurf des neuen Bebauungsplanes Nr. 10 wurde vom Gemeinderat am 
28.06.2023 beschlossen. 
 
Der Bebauungsplan umfasst die Grundstücke Nr. 55/5, 55/6, 54/6, 54/5 KG Arzberg. 
 
Die Verständigung aller maßgeblichen Behörden und Stellen gem. § 33 Abs. 2 des Oö. Raumord-
nungsgesetzes 1994 erfolgte am 26.09.2023. 
 
Stellungnahme Netz Oö vom 14.11.2022. 
 

  



 

 
 
Diese Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Seitens des Landes OÖ. Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung, 
Abteilung Raumordnung, des Landes OÖ. Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, Abteilung Um-
welt-, Bau- und Anlagentechnik, des Landes OÖ. Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, Sach-
verständiger für Natur- und Landschaftsschutz, des Landes OÖ. Direktion Umwelt und Wasserwirt-
schaft, Abteilung Wasserwirtschaft, des Landes OÖ Direktion Straßenbau u. Verkehr, Abteilung 
Gesamtverkehrsplanung und öffentlicher Verkehr, bestehen keine Einwände gegen den 
Bebauungsplan. 
 
Nach Behandlung der Stellungnahmen durch den Gemeinderat ist nun vom Gemeinderat der Be-
bauungsplan zu beschließen. 
 
 
Beschluss: 
 
Der vorliegende Bebauungsplans Nr. 11 vom 10.10.2022 geändert am 10.05.2023 für die Parzellen 
Nr. 55/5, 55/6, 54/6, 54/5 KG Arzberg (Anlage 6) wird beschlossen.  
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
  



 
16. Errichtung eines Pavillons/Unterstellmöglichkeit für Jugendliche  

 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde auf Antrag der Gemeinderätin Kalkhofer-Prenn Manuela gem. 
§ 46 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung 1990 aufgenommen. 
 
Sachverhalt: 
 
GR Kalkhofer-Prenn führt wie folgt aus: 
 
Seit kurzem ist der öffentliche Spielplatz in Betrieb genommen. Immer wieder wird dem Ausschuss 
berichtet, dass Jugendliche den Pavillon benutzen, weil der Platz für sie besonders interessant und 
gemütlich ist. Das stößt oft auf Unverständnis der Anrainer. Gleichzeitig wird von den Jugendlichen 
selbst berichtet, dass sie im Ort nirgends solch einen Platz haben. Um einen eigenen Platz für die 
Jugendlichen zu schaffen, der ähnliche Gegebenheiten für die Jugendlichen bereithält (Überdach-
ung als Schutz vor Regenwetter, von mehreren Seiten uneinsichtig), schlagen wir vor, die Integra-
tion solch einer Möglichkeit am Funcourt zu überprüfen.  
 
 
Beschluss:  
 
Der Ausschuss für Bauangelegenheiten wird beauftragt, Möglichkeiten der Aufstellung eines 
Pavillons am Funcourt zu überprüfen. Die Ergebnisse werden bei der Sitzung im September vom 
Ausschuss präsentiert, gemeinsam mit einer Empfehlung für das weitere Vorgehen. 
 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
  



 
17. Bericht der Ausschüsse   
 
Sachverhalt: 
 

• Bericht des Ausschusses für Bau- und Straßenbauangelegenheiten, Angelegenheiten 
der örtlichen Raumplanung und Tourismus 

 
 

• Bericht des Ausschusses für Jugend-, Familien- und Seniorenangelegenheiten 
 
 

• Bericht des Ausschusses für Sportangelegenheiten, Energie, örtliche Umweltfragen und 
Katastrophenschutz 

 
 

• Bericht des Ausschusses für Schul-, Kindergarten- und Kulturangelegenheiten 
 
 

• Bericht des Ausschusses für Integrationsangelegenheiten, Wohnungsangelegenheiten 
und Wirtschaft. 

 



 
18. Bericht des Bürgermeisters  
 
Sachverhalt: 
 
Kommentare auf Facebook 
 
 
  



 
19. Projekt „Tennisclub Sanierung des Klubgebäudes“ - Finanzierungsplan  
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende informiert den Gemeinderat wie folgt: 
 
In der letzten Sitzung des Gemeinderates wurde die das Projekt „Tennisclub Sanierung des Klub-
gebäudes“ grundsätzlich beschlossen.  
Das Projekt wurde auch im Voranschlag 2024 und im MFP aufgenommen. 
 
Nach Überprüfung durch das Land Oö. wurde die geplante Sanierung der Dusch- und Sanitär-
räume seitens der Landessportdirektion befürwortet und die voraussichtlichen Kosten in Höhe von 
€ 47.319,04 (brutto) als förderfähig anerkannt.  
Aufgrund dieser Zusage wurde um die notwendigen LZ- und BZ-Mittel angesucht. 
 
Das Amt der Oö. Landesregierung hat mit Erlass vom 25.03.d.J., Zahl: IKD-2024-66760/14-HEI, 
bekannt gegeben, dass der Gemeinde Reichraming im Finanzjahr 2024 Bedarfszuweisungsmittel 
in Höhe von € 14.200,-- und im Jahr 2025 Landeszuschuss-Mitteln in der Höhe von € 11.800,-- 
gewährt werden. 
 
Der dargestellte Finanzierungsplan bedarf einer entsprechenden Beschlussfassung durch den Ge-
meinderat. 
 
 
Beschluss:  
 
Für die Sanierung der Dusch- und Sanitärräume des Tennisclubs wird nachstehender Finanzie-
rungsplan beschlossen: 
 

Bezeichnung der Finanzierungsmittel 2024 2025 Gesamt in Euro 

Haushaltsrücklagen 5.678  5.678 

Sportverein, Barleistung 15.641  15.641 

LZ, Sport  11.800 11.800 

BZ – Projektfonds 14.200  14.200 

Summe in Euro 35.519 11.800 47.319 

 
 
Abstimmungsergebnis (durch Erheben der Hand):  
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen!  
 
  



 
20. Allfälliges 
 
a) Hallenbad 
 
 
b) Agenda – Schwerpunktprozess Schallau 
 
 
c) Spielplatz 


